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Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD

Open Data im Land Bremen

Transparenz des Handelns von Regierung und Verwaltung, der möglichst freie und
umfassende Zugang der Bürgerinnen und Bürger zu Dokumenten staatlicher Stellen
sind Voraussetzung für demokratische Öffentlichkeit und die Wahrnehmung von
Bürgerrechten. Mit dem Informationsfreiheitsgesetz hat das Land Bremen hier bun-
desweit anerkannte Regelungen getroffen. Moderne Informationsfreiheitspolitik geht
aber inzwischen über den bloßen Zugang zu amtlichen Dokumenten hinaus. Es geht
darum, dass alle öffentlichen Daten verfügbar gemacht werden, soweit sie nicht be-
rechtigten Datenschutz-, Sicherheits- oder Zugangsbeschränkungen unterliegen.
Diese „offenen Daten“ werden an ihrem Ursprung gesammelt, sie werden so rasch
als möglich und so vielen Nutzern wie möglich zugänglich gemacht, und zwar nicht
diskriminierend und lizenzfrei. Sie können von allen für jegliche Zwecke weiterver-
breitet und weiterverwendet werden.

Mit  der  „Bremer  Erklärung“  vom  Februar  2011  sind  diese  Ziele  für  Deutschland
zusammengefasst  worden.  Das  Land  Bremen  hat  damit  begonnen,  auf  der  Seite
„www.daten.bremen.de“ Daten in offenen Formaten zur Verfügung zu stellen. Of-
fene Formate sind solche, die plattformunabhängig und maschinenlesbar sind und
der Öffentlichkeit ohne Beschränkung zur Wiederverwendung bereitgestellt wer-
den. Bremen hat sich am bundesweiten Wettbewerb mit „app4bremen“ beteiligt,
mit dem Anwendungen dieser Daten angeregt und gefördert wurden.

Daneben gibt es andere gesetzliche Ansprüche auf die Veröffentlichung von Daten,
vor allem nach dem Geoinformationsgesetz, den Verbraucherschutzgesetzen und
anderen. Es kommt jetzt darauf an, die Entwicklung und Zurverfügungstellung von
Open Data nach den verschiedenen Grundlagen und Verfahren zusammenzufüh-
ren, das Gesamtkonzept zügig zu entwickeln und damit auch weitere Anstöße für
kreative Anwendungen zu geben.

Wir fragen den Senat:

1. Welche Zielsetzung verfolgt der Senat mit seiner Politik für Open Data, welche
Bedeutung misst er ihr grundsätzlich bei?

2. Welche Daten, die von Verwaltungen, Ämtern und Gesellschaften in Bremen
und Bremerhaven erhoben und gesammelt werden, kommen nach Auffassung
des Senats grundsätzlich für die Veröffentlichung in dieser Form in Frage? Gibt
es Einschränkungen, zum Beispiel bei verbraucherschutzrechtlich relevanten
Daten oder aus Gründen der Fehler- oder Missbrauchsanfälligkeit?

3. Wie stellt der Senat die Nachhaltigkeit seiner Open-Data-Strategie sicher? Wie
wird  verhindert,  dass  der  jetzt  bereits  veröffentlichte  Datenbestand  veraltet?
Hat der Senat Kenntnisse darüber, welche Daten besonders nachgefragt und
gewünscht werden? Nach welchem Gesamtplan werden die noch nicht veröf-
fentlichten Datenbestände veröffentlicht, welcher Zeitrahmen wird dafür veran-
schlagt? Ist die Weiterbildung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diese
Aufgaben schon ausreichend? Wie wird die Stadtgemeinde Bremerhaven in die-
sen Prozess eingebunden?

4. Wie ist die Veröffentlichung von Daten nach dem Geodatenzugangsgesetz und
Dokumenten  nach  dem  Informationsfreiheitsgesetz  miteinander  koordiniert?
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Welche technischen und bibliothekarischen Möglichkeiten (z. B. einheitliche Ver-
schlagwortung) gibt es dafür? Werden in beiden Fällen die gleichen Metadaten
verwendet? Arbeiten die betreffenden Behörden bereits bei dieser Entwicklung
zusammen? Mit welchen Rechtsverordnungen können die gewünschten Harmo-
nisierungen erreicht werden?

5. Welche Grundsätze gelten bei der kommerziellen Verwertung von bereitgestell-
ten öffentlichen Daten? Wird die Verwendung von Open Data durch private
Nutzer nach Auffassung des Senats auf Dauer und in jedem Fall unentgeltlich
sein? Gibt es hierfür Regelungsbedarf?

6. Wie schätzt der Senat das Ergebnis des Wettbewerbs „app4bremen“ ein? Ha-
ben die Ergebnisse das Ziel erhöhter Transparenz erreicht, wie war die Zusam-
menarbeit und „Arbeitsteilung“ mit der Öffentlichkeit und den Teilnehmenden?
Wie werden die Ergebnisse verbreitet und genutzt? Welche wirtschaftlichen Po-
tenziale sieht der Senat in der Open-Data-Politik?

7. Welche Strategien verfolgen andere Großstädte im Hinblick auf Open Data?
Welche Projekte sind dabei besonders hervorzuheben?
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